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Anlage 8.1 - 8.11 zu GD 301/22 

Bebauungsplan „Blaubeurer-Tor-Tunnel und Umbau Blaubeurer-Tor-Kreisel“ 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 25.04.2022 bis ein-

schließlich 25.05.2022 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt 

werden, frühzeitig unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden keine 

Stellungnahmen vorgebracht. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB gehört: 

- Deutsche Telekom  

- Terranets BW GmbH 

- Handwerkskammer Ulm 

- Industrie- und Handelskammer Ulm 

- LRA Alb-Donau-Kreis – Kreisgesundheit 

- Nachbarschaftsverband Ulm 

- Polizeipräsidium Ulm 

- Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

- Regierungspräsidium Stuttgart – Abt. 6, Kampfmittelbeseitigungsdienst B-W 

- Regierungspräsidium Tübingen – Abt. 4, Mobilität, Verkehr, Straßen 

- Regierungspräsidium Tübingen – Referat 21, Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 

- Regierungspräsidium Stuttgart- Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 

- Regierungspräsidium Tübingen – Referat 47.2, Dienstsitz Ehingen Straßenbau Mitte 

- Regionalverband Donau-Iller 

- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 

- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH (SWU) 

- Stadt Ulm – SUB / V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht  

- Zentrale Planung Unitymedia, Vodafone BW GmbH 

- DB Services Immobilien GmbH 

- Eisenbahnbundesamt 

- Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm (EBU) 
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Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine Stellung-

nahmen bzw. Stellungnahmen ohne Einwendungen vorgebracht: 

- Terranets BW GmbH, mit Schreiben vom 26.04.2022 

- Regierungspräsidium Tübingen – Abt. 4, Mobilität, Verkehr, Straßen 

- Regierungspräsidium Tübingen – Referat 47.2, Straßenbau Mitte 

- LRA Alb-Donau-Kreis – Kreisgesundheit 

- Nachbarschaftsverband Ulm 

- Handwerkskammer Ulm, mit Schreiben vom 23.05.2022 

- Regierungspräsidium Stuttgart – Abt. 6 Kampfmittelbeseitigungsdienst B-W 

- Vodafone GmbH 

- Regionalverband Donau-Iller, mit Schreiben vom 24.05.2022 

Von den folgenden 11 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnah-

men mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 

Folgende Stellungnahmen wurden vorge-

bracht: 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Stadt Ulm – SUB V Umweltrecht und Gewerbe-

aufsicht, Schreiben vom 26.04.2022 (Anlage 

8.1) 

Naturschutz 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als 

Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleu-

nigten Verfahren durchgeführt. Dennoch sind die 

Belange des Umwelt- und Naturschutzrechtes zu 

beachten. 

Wie im Bebauungsplan erwähnt, werden im Rah-

men des Tunnelbaus inklusive der dafür benötigten 

Bauflächen Bäume gefällt, die Teil geschützter 

Landschaftsbestandteile sind. Nach §29 BNatSchG 

ist daher eine entsprechende Ersatzpflanzung zu 

leisten. Bei der Auswahl der Arten ist, neben der 

bereits erwähnten für die Bundesfestung typische 

Schwarzkiefer, entsprechendes Fachpersonal hinzu-

zuziehen. Zu empfehlen sind heimische Arten; von 

Eschen wird aufgrund des Eschentriebsterbens ab-

geraten. 

Im Plangebiet einschließlich der Bauflächen muss 

während des gesamten Vorhabens eine klare Ab-

grenzung (Bauzaun o.ä.) zu den zu erhaltenden 

Bäumen aufgestellt werden, um den Schutz dieser 

zu gewährleisten. 

Eine weitere Betroffenheit der Belange des Natur- 

und Artenschutzes muss nach Vorlage eines arten-

schutzrechtlichen Gutachtens nochmals geprüft 

werden. Dabei ist neben den Grünflächen um das 

Blaubeurer Tor herum auch das Festungsbauwerk 

Für die notwendigen Baumrodungen werden Er-

satzpflanzungen vorgenommen. Im Bebauungs-

planentwurf ist bereits festgesetzt, dass jeder Be-

standsbaum, der nicht erhalten wird, gleichwer-

tig und dauerhaft auf dem Gelände der Landes-

gartenschau zu ersetzen ist. Die Auswahl der 

Gehölzarten für Neupflanzungen erfolgt in Rah-

men der Ergebnisse des geplanten Wettbewerbs 

unter Einbeziehung von Fachpersonal. 

Wird zur Kenntnis genommen und in den weite-

ren Planungen berücksichtigt. 

Die zu erhaltenden Bäume werden im Rahmen 

der Ausführung durch die Baumschutzmaßnah-

men nach dem Stand der Technik gemäß den 

einschlägigen Normen und Regelwerken vor Be-

einträchtigungen geschützt. 
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selbst auf das Vorkommen gebäudebewohnender 

Arten zu untersuchen. 

Wasserrecht 

Das Tunnelbauwerk greift in das Grundwasser ein, 

dafür ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantra-

gen. 

Die Auswirkungen von Bau und Verbleib des Bau-

werks auf die hydrogeologische Situation am 

Standort und auf Dritte sind in einem Gutachten 

mit einem hydrogeologischen Modell zu prüfen. Die 

Auswirkungen auf die Umgebung sind ggf. durch 

technische Maßnahmen zu minimieren. Die Bauar-

beiten sind von einer hydrogeologischen Beweissi-

cherung zu begleiten: 6 Monate im Vorlauf und 

mind. 1 Jahr im Nachlauf. 

Der Tunnel muss wasserdicht und auftriebssicher 

hergestellt werden, eine dauerhafte Grundwasser-

haltung ist nicht zulassungsfähig. 

Das Straßenoberflächenwasser muss vor Ableitung 

in ein Gewässer behandelt werden. Die Behand-

lungsanlage(n) benötigen voraussichtliche eine was-

serrechtliche Genehmigung – bei Einleitung in ein 

Gewässer ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erfor-

derlich. 

Verbaumaßnahmen und bauzeitliche Wasserhaltun-

gen sind wasserrechtlich zu beantragen. 

Bis zum derzeitigen Erhebungszeitpunkt (Ende 

Mai 2022) wurden im Umgriff des Projektgebiets 

keine Quartiere/Nester von planungsrelevanten 

Tierarten festgestellt. Dabei wurden neben dem 

Brückenbauwerk auch die Wachtkasematten 

überprüft. Inwieweit entsprechende Arten noch 

auftreten oder evtl. Flugwege oder Jagdhabitate 

tangiert werden, muss noch weiter untersucht 

werden. Sollte sich aus diesen Untersuchungen 

der Bedarf für Schutz- oder Ausgleichsmaßnah-

men ergeben, werden diese entsprechend im 

Bebauungsplan ergänzt. 

Die Abarbeitung der Umweltbelange wird um 

die Zwischenergebnisse der artenschutzrechtli-

chen Kartierungen ergänzt. 

Der Hinweis auf die erforderliche wasserrechtli-

che Erlaubnis wird zur Kenntnis genommen. Der 

Stadt ist diese Notwendigkeit bekannt. Die erfor-

derlichen Genehmigungen für die geplanten 

Bohrungen und die Bauwasserhaltung werden in 

Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde 

rechtzeitig beantragt. Das GeoBüro Ulm ist mit 

den geologischen und hydrogeologischen Unter-

suchungen und der Baubegleitung und Beweissi-

cherung beauftragt und wird hierzu u.a. ein nu-

merisches Grundwassermodell erstellen. 

Die Hinweise zur wasserdichten und auftriebssi-

cheren Bauweise des Tunnels sowie auf die Un-

zulässigkeit einer dauerhaften Grundwasserhal-

tung werden zur Kenntnis genommen und bei 

der Planung und Ausführung der Maßnahme be-

achtet. 

Das Straßenoberflächenwasser wird einer unter-

irdischen Retentionsanlage zugeführt und dort 

entsprechend behandelt. Die entsprechende 

wasserrechtliche Erlaubnis wird rechtzeitig bean-

tragt. 

Der Hinweis auf ggf. erhöhte Entsorgungskosten 

sowie auf die mögliche Belastung des Grund-

wassers, welche eine entsprechende Aufberei-

tung erforderlich machen könnte, wird zur 

Kenntnis genommen. In der Begründung wird 

dies bereits so dargestellt. 
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Hinweis: Es sind keine Altlasten im Vorhabenbe-

reich kartiert. Bereichsweise können trotzdem er-

höhte Entsorgungskosten entstehen. 

Das Grundwasser könnte evtl. mit PAK und/oder 

CKW belastet sein, sodass vor Ableitung in einen 

Kanal bzw. Gewässer eine Aufbereitung, z. B. über 

Aktivkohle erforderlich sein könnte. 

Aus dem Aufgabenbereich Bodenschutz und Altlas-

ten, Arbeits- und Umweltschutz werden keine Ein-

wendungen erhoben. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Deutsche Bahn AG DB Immobilien,  

Schreiben vom 09.05.2022 (Anlage 8.2) 

die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien als von der 

DB Netz AG und DB Regio AG bevollmächtigtes Un-

ternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Ge-

samtstellungnahme der Träger öffentlicher Belange 

zum o.g. Verfahren: 

Dem o. g. Bebauungsplan stimmen die DB Netz AG 

und die DB Regio AG nicht zu. 

Begründung: 

Der Geltungsbereich der vorgelegten Planung bein-

haltet betriebsnotwendige Flächen (Flst. Nr. 

4000/36), welche sich im Eigentum der Deutschen 

Bahn AG befinden. Bei diesem gewidmeten Bahn-

gelände handelt es sich um eine planfestgestellte 

Bahnanlage, welche Bestandsschutz genießt. Bahn-

anlagen werden nach dem Allgemeinen Eisenbahn-

gesetz festgesetzt. Das Fachplanungsrecht über 

diese Fläche obliegt hier dem Eisenbahn- Bundes-

amt. 

Aus diesem Grund sind diese Flächen aufgrund des 

Fachplanungsprivilegs aus § 18 AEG i.V.m. § 38 

BauGB der kommunalen Planungshoheit entzogen. 

Im Plan ist diese Fläche als Bahngelände zu kenn-

zeichnen. 

Die dann zu erfolgende nachrichtliche Übernahme 

der Bahnanlagen ist im Text wie Legende gem. § 

9(6) BauGB festzuschreiben und durch Schraffur 

gem. Planzeichenverordnung im Plan zu kennzeich-

nen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Die Punkte werden im Folgenden abgewo-

gen. Es erfolgt keine Planänderung.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Für das genannte Flurstück besteht bereits 

eine Entwidmung vom 11.10.2002. Diese Fläche 

unterliegt somit der kommunalen Planungsho-

heit. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Da der genannte Bereich der kommunalen 

Planungshoheit unterliegt, ist keine nachrichtli-

che Übernahme dessen als Bahnlinie erforder-

lich. Es erfolgt keine Planänderung.  
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Wir bitten um eine Abstimmungsrunde mit den zu-

ständigen Projektleitern der Stadt und der DB AG. 

Ansprechpartner: 

Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Herr F., Tel: 

0711 2092 7209, E-Mail: 

Thomas.Freitag@deutschebahn.com 

Falls noch nicht geschehen, bitten wir im Rahmen 

der Anhörung der Träger öffentlicher Belange das 

Eisenbahn-Bundesamt zu beteiligen. Zuständige 

Stelle in diesem Falle: Eisenbahn-Bundesamt, Au-

ßenstelle Karlsruhe/Stuttgart, Südendstraße 44, 

76135 Karlsruhe 

Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu 

gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem Ver-

fahren weiterhin zu beteiligen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt wurde ebenfalls be-

teiligt und dessen Stellungnahme der Abwägung 

zugeführt. Auf die entsprechende Abwägung 

wird verwiesen.  

Die Deutsche Bahn AG DB Immobilien wird im 

weiteren Verfahren erneut beteiligt.  

Eisenbahn-Bundesamt, 

Schreiben vom 16.05.2022 (Anlage 8.3) 

Ihr Schreiben ist am 16.05.2022 beim Eisenbahn-

Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem 

o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen 

für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Be-

lange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Plan-

feststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und 

die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruk-

tur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger 

öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vor-

gelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben 

nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrs-

verwaltung des Bundes berühren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden 

von der Planung nicht berührt, da sich der PFA 2.5 

der Neubaustrecke Stuttgart - Ulm nur in räumli-

cher Nähe befindet. Insofern bestehen keine Beden-

ken. 

Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein 

sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbetrei-

berin DB Netz AG Trägerin öffentlicher Belange und 

als Grundstücksnachbarin über die Deutsche Bahn 

AG, DB Immobilien, Gutschstraße 6 in 76137 Karls-

ruhe, empfohlen. Denn das Eisenbahn-Bundesamt 

prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen aus 

Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 

Deutsche Bahn AG DB Immobilien wurde eben-

falls beteiligt. Deren Stellungnahme wurde der 

Abwägung zugeführt und entsprechend behan-

delt. Auf die entsprechende Abwägung sei ver-

wiesen. Es erfolgt keine Planänderung.  

mailto:Freitag@deutschebahn.com
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Polizeipräsidium Ulm, 

Schreiben vom 18.05.2022 (Anlage 8.4) 

Aus verkehrlicher Sicht: 

Wir begrüßen den Umbau des bisher ringförmigen 

Knotens, der für viele Verkehrsteilnehmer nicht 

leicht zu erfassen und auch fortlaufend bei den Un-

fallhäufungsstellen vertreten ist. Die bisherigen 

Maßnahmen der Unfallkommission konnten die di-

versen Problemstellung nicht umfassend beseitigen, 

insbesondere nicht an der Einmündung von Neu-

Ulm kommend, die sogar eine Massen-Unfallhäu-

fungsstelle darstellt. Eine Neuplanung mit aufgeteil-

ten und signalisierten Knoten ist aus unserer Sicht 

ein richtiger und dringend notwendiger Schritt. 

Auch für die bislang unterführten Rad- und Fuß-

wege, die an einigen Stellen sehr kurvig und un-

übersichtlich sind, ergeben sich damit erhebliche 

Verbesserungspotentiale. 

Aus Sicht der Kriminalprävention: 

Sicherheit durch Stadtgestaltung 

„Das Bedürfnis nach öffentlicher Sicherheit zählt zu 

den Grundbedürfnissen und hat für das Wohlbefin-

den eine große Bedeutung. Das tägliche Erlebnis 

von Verwahrlosung, Vandalismus und Zerstörung 

kann Angst erzeugen. Daher kommt dem Erschei-

nungsbild im öffentlichen Raum der Städte und Ge-

meinden und in den Siedlungen von Wohnungsge-

sellschaften ein hoher Stellenwert zu.“ (Herbert 

Schubert, „Sicherheit durch Stadtgestaltung", 

2005) 

Prävention im baulichen Zusammenhang bedeutet, 

dass eine Strukturierung und Gestaltung des sozia-

len Raumes Risiken und Fehlentwicklungen mög-

lichst ausschalten bzw. minimieren sollte. Durch das 

positive Beeinflussen des menschlichen Verhaltens 

sollen kritische Verhaltensweisen oder Ereignisse 

verhindert, Tatgelegenheiten reduziert und das sub-

jektive Sicherheitsgefühl der Menschen gestärkt 

werden. 

In diesem frühen Stadium der Festschreibung des 

Bebauungsplans "Blaubeurer Tor Tunnel und Blau-

beurer-Tor-Kreisel” können die Empfehlungen nur 

in allgemein gültiger Form erfolgen. 

Die positive Stellungnahme wird dankend zur 

Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Planände-

rung.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men und weiter in der Planung berücksichtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens. 



7 

Ziel der Kriminalprävention 

Ziel aus kriminalpräventiver Sicht ist, Sicherheit 

durch Nutzungsvielfalt und -qualität des Wohn-

quartiers zu schaffen. 

So wäre es von Vorteil, wenn im bereits festgeleg-

ten allgemeinen Wohngebiet auch auf die Ansiede-

lung von Kleingewerbe (div. Einkaufsmöglichkeiten, 

Friseur, Büros etc.) hingewirkt werden könnte. Ge-

rade diese Nutzungsmischung führt zu einer Bele-

bung dieser Bereiche zu den unterschiedlichsten Ta-

geszeiten und fördert daher die subjektive und ob-

jektive Sicherheit. 

In der Nähe befindliche Schulen, Tageseinrichtun-

gen für Kinder, Einkaufsmöglichkeiten und auch 

Arztpraxen dienen nicht nur der wohnortnahen 

Versorgung mit dem täglich Notwendigen, sie mini-

mieren auch den Mobilitätszwang. Weiterhin wer-

den hierdurch Familienarbeit und die Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf besser ermöglicht. Auch die 

eigenständige Lebensführung gerade der älteren 

Menschen mit ihrem oft eingeschränkten Mobili-

tätsradius wird durch die Nutzungsvielfalt positiv 

beeinflusst. All diese wohnortnahen Treffpunkte für 

Jung und Alt tragen zum Abbau der Anonymität 

bei. 

Studien belegen, dass Anonymität zu einer höheren 

Kriminalitätsbelastung führt, da das Entdeckungsri-

siko für Straftäter minimiert wird. 

Quartiergestaltung 

Bestimmte Wohnungstypen wie z.B. Mehrperso-

nenhaushalte, Seniorenwohnungen oder Einfamili-

enhäuser mit Einliegerwohnung garantieren die An-

wesenheit von Menschen und fördern eine alters-

gemischte Siedlungsstruktur. Wohngebiete mit un-

terschiedlichen Wohnungsgrößen ermöglichen z.B. 

bei Veränderung der Haushaltsgröße ein Verbleiben 

in dem Gebiet. Soziale Infrastrukturangebote wie 

z.B. Kindergärten, Schulen und Kinderspielplätze

sind nur dann langfristig tragfähige Angebote, 

wenn Kinder im Wohngebiet heranwachsen. 

Gerade bei der Zielgruppe Jüngere Familie“ sollte 

unbedingt ein Spielplatz im Wohngebiet vorgese-

hen werden. Hierbei ist der Standort so zu wählen, 

dass dieser gefahrlos von den Kindern erreicht wer-

den und von angrenzenden Wohnhäusern gut ein-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens. 
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gesehen werden kann. Die Beaufsichtigung der Kin-

der wird somit erleichtert, ohne dass sich ständig 

eine Begleitperson auf dem Spielplatz aufhalten 

muss. 

Weiterhin ist eine hofbildende Bauweise (z.B. um 

eine Wendeanlage oder eine Gemeinschaftsfläche) 

zu bevorzugen. Diese Bauweise ermöglicht soziale 

Kontrolle und schafft sichere Aufenthaltsorte u.a. 

für Kinder. Die damit verbundene höhere Baudichte 

fördert auch einen höheren Auslastungsgrad und 

damit die Wirtschaftlichkeit des ÖPNV. 

Bei einer offenen Bauweise ist bei der Gestaltung 

darauf zu achten, dass die Rückseite des Hauses für 

Fremde schwer zugänglich ist. Eine Alternative zu 

hohen Hecken bzw. Mauern sind dichte Hecken mit 

stacheligen bzw. dornigen Büschen. 

Generell sollten Innenhöfen/Hauseingängen so ge-

staltet werden, dass keine dunklen Ecken/Winkel 

entstehen, in denen sich Einbrecher verstecken kön-

nen. Angsträume sollten durch planerische Maß-

nahmen (Ausleuchtung) vermieden werden. 

Freiflächen 

Die Gestaltung der Außenanlagen und Freiflächen 

spielt aus Sicht der Kriminalprävention eine große 

Rolle. Wenn diese von den Bewohnern „angenom-

men" werden, sorgt dies für eine Belebung der Be-

reiche und somit für eine soziale Kontrolle dieser. 

Daher sollte großer Wert auf die Außengestaltung 

gelegt werden und Mobiliar sowie Kinderspielmög-

lichkeiten als Treffpunkte und Gemeinschaftsflä-

chen eingeplant werden. Die (informelle) soziale 

Kontrolle mindert wesentlich die Tatgelegenheiten 

in diesen Bereichen. 

Die Bepflanzung sollte dem Freibereich Struktur ge-

ben, jedoch keine unübersichtlichen Nischen schaf-

fen. Hecken- und Strauchbepflanzung sollte klein 

gehalten werden, um die Übersichtlichkeit des Be-

reichs zu gewährleisten. Auf eine ausreichende Be-

leuchtung ist zu achten. 

Im Hinblick auf mögliche Gefährdungsszenarien ist 

anzudenken, dass eine ungehinderte Zufahrt zum 

Innenbereich / -hof vom Quartier ggf. durch Stufen, 

Poller oder auch Bäume erschwert werden kann. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens, wird dennoch in den weiteren Freiflä-

chenplanung berücksichtigt.  
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Öffentliche Anbindung 

Auch sind eine frühzeitige ÖPNV-Anbindung sowie 

die Positionierung der Haltestellen in Hörweite und 

Sichtweite der Bebauung anzustreben. Die Nähe 

zur Wohnbebauung erhöht die objektive und sub-

jektive Sicherheit. 

Straßen, die als Treffpunkt und Aufenthaltsraum 

gestaltet sind, werden von Passanten eher und stär-

ker angenommen. Ausreichend breite Gehwege er-

möglichen ein kurzes Gespräch mit dem Nachbarn 

ohne Behinderung Dritter und erleichtern die Be-

gleitung von Kindern. Bänke auf den Wegen zu den 

Läden des täglichen Bedarfs oder anderen Einrich-

tungen erhöhen die Mobilität älterer oder behinder-

ter Menschen. Anwohner fühlen sich für ihre Straße 

eher verantwortlich. 

Technische Sicherung 

Eine sehr wichtige Rolle spielt die technische Siche-

rung der Gebäude. Denn besonders die Zahl der 

Wohnungseinbrüche beeinflusst das allgemeine Si-

cherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger nach-

haltig negativ. Ein Wohnungseinbruch hinterlässt 

nicht nur bei den Betroffenen seine Spuren, son-

dern kann das Sicherheitsgefühl des ganzen Wohn-

gebietes beeinträchtigen. Mit Sicherungstechnik 

kann präventiv dem Wohnungseinbruch entgegen-

gewirkt werden. Wenn die Sicherungstechnik von 

Anfang an in der Planung berücksichtigt wird, ist 

dies billiger und effektiver als im Nachhinein nach-

zurüsten. 

Die kriminalpolizeiliche Beratungsstelle des Polizei-

präsidiums Ulm ist gerne bereit die Architek-

ten/Bauträger/Bauherren kostenlos und unverbind-

lich bzgl. eines individuellen Sicherungskonzeptes 

zu beraten. 

Direkt an dem Blaubeurer-Tor-Kreisel ist keine 

Haltestelle vorgesehen, verkehrlich wird aber 

dieser in der OPNV-Vernetzung relevant. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens. 

Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9, Lan-

desamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 

Schreiben vom 19.05.2022 (Anlage 8.5) 

Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsver-

fahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 

keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutach-

ten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für 

Die Anmerkungen zu geologischen Gutachten 

werden zur Kenntnis genommen. Für das Pro-

jektgebiet wurden bereits Baugrunderkundun-

gen durchgeführt. Weitere Untersuchungen (i.a. 
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das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Über-

sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotech-

nischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 

Aussagen im Verantwortungsbereich des gutach-

tenden Ingenieurbüros. 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausge-

setzt, wird andernfalls die Übernahme der folgen-

den geotechnischen Hinweise in den Bebauungs-

plan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 

LGRB vorhandenen Geodäten im Verbreitungsbe-

reich von Auenlehm, der die Gesteine des Oberen 

Juras überdeckt. Mit lokalen Auffüllungen vorange-

gangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-

gung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen 

Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. 

Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zu-

sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. 

Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrele-

vant sein. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmer-

füllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-

zuschließen. 

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflä-

chenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zu-

lässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 

(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung ei-

nes entsprechenden hydrologischen Versickerungs-

gutachtens empfohlen. 

Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter 

Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtun-

gen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten 

zu achten. 

Das LGRB geht davon aus, dass im Vorfeld der ge-

planten Baumaßnahmen objektbezogene Bau-

grunduntersuchungen durchgeführt werden/wur-

den und dass eine den Baumaßnahmen angemes-

sene ingenieurgeologische Betreuung (inkl. der In-

genieurbauwerke) während der Bauzeit stattfinden 

wird. 

Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine 

Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 

Kernbohrungen) sind noch geplant. Verantwort-

lich hierfür ist das GeoBüro Ulm. 

Im Rahmen der Abarbeitung der Umweltbelange 

wird auch der geologische Untergrund beschrie-

ben. Die Ausführungen basieren auf den öffent-

lich zugänglichen digitalen Kartenwerken des 

LGRB sowie auf den Baugrunduntersuchungen. 

Letztere geben auch Auskunft über die hydroge-

ologischen Gegebenheiten und den Grundwas-

serstand. Da die vorliegenden und im weiteren 

Verfahren noch zu ergänzende Gutachten die lo-

kalen Verhältnisse genau beschreiben, wird auf 

die Übernahme der allgemeinen Hinweise ver-

zichtet. 

Die Hinweise zur Entwässerung des Projektge-

bietes werden zur Kenntnis genommen. Es ist 

vorgesehen, das Niederschlagswasser in einer 

unterirdischen Retentionsanlage zurückzuhalten. 

Bei der Planung der Anlage werden die einschlä-

gigen technischen Regelwerke berücksichtigt. 

Die Feststellung ist korrekt. Das GeoBüro Ulm 

hat bereits umfangreiche Vorarbeiten geleistet. 

Weitere Baugrunderkundungen (z.B. Kernboh-

rungen) sowie eine Grundwassermodellierung 

sind noch geplant. Zudem wird das Büro den 

Bauablauf aus geotechnischer Sicht betreuen. 

Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen.  

Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
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Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologi-

scher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Be-

denken vorzubringen. 

Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsver-

fahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 

keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutach-

ten oder von Auszügen daraus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches 

Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder hydro-

geologischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-

troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 

gutachtenden Ingenieurbüros. 

Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des 

LGRB außerhalb von bestehenden oder geplanten 

Wasserschutzgebieten oder sonstigen relevanten 

Bereichen sensibler Grundwassernutzungen. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des 

LGRB zu hydrogeologischen Themen statt. 

Bergbau 

Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher 

Seite keine Einwendungen. 

Es wird davon ausgegangen, dass der geplante 

Tunnel in offener Bauweise hergestellt wird. 

Auf mögliche unterirdische Hohlräume der Bundes-

festung Ulm wird hingewiesen. 

Die Feststellungen zu geologischen Gutachten, 

zur Lage außerhalb von Wasserschutzgebieten 

sowie zur Lage außerhalb von hydrologischen 

Bearbeitungsbereichen des LGRB werden zur 

Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Planände-

rung. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Das mögliche Vorhandensein unterirdi-

scher Hohlräume der Bundesfestung ist der Stadt 

bekannt. 

Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm (EBU), 

Schreiben vom 19.05.2022 (Anlage 8.6) 

Abwasser und Gewässer (Abt 1): 

Für die Ableitung des Niederschlagswassers der 

Straßenflächen über den öffentlichen Regenwasser-

kanal in die Kleine Blau ist eine entsprechende Vor-

behandlung erforderlich. 

Die erforderliche Umverlegung des öffentlichen Re-

genwasserkanals DN 1500 im Bereich des gepl. 

Tunnels muss mit den Entsorgungs-Betrieben der 

Stadt Ulm abgestimmt werden. 

Der Mindestabstand von neu zu pflanzenden Bäu-

men zu öffentlichen Kanälen muss gemäß dem Re-

gelwerk DWA-M 162 (Bäume, unterirdische Leitun-

gen und Kanäle) 2,50 m betragen (Außenkante 

Rohr zur Achse des Baumes). Eine Unterschreitung 

des Mindestabstandes bis auf 1,50 m darf nur in 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Wird in den konkretisierenden Planungen 

berücksichtigt. 

Der Stadt ist der Sachverhalt bekannt. Die enge 

Abstimmung zur Leitungskoordination wird in 

Rahmen der weiteren Planungen stattfinden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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Ausnahmefällen nach Freigabe durch die EBU erfol-

gen. In diesem Fall ist ein Wurzelschutz vorzusehen. 

Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwassersat-

zung der Stadt Ulm zu beachten. 

Bestandsunterlagen des öffentlichen Kanals können 

bei den Entsorgungs-Betrieben der Stadt Ulm ange-

fordert werden. 

Abfall und Stadtreinigunq (Abt II): 

1. Bau- und Abbruchabfälle. RC-Baustoffe

1.1 Vermeidung und Verwertung von Bau- und Ab-

bruchabfällen gem. LKreiWiG 

Bei geplanten Erdbaumaßnahmen ist gemäß § 3, 

Abs. 3 LKreiWiG darauf zu achten, dass ein Erdmas-

senausgleich stattfindet. Dabei sollen die bei der 

Baumaßnahme zu erwartenden anfallenden Aus-

hubmassen, vorausgesetzt einer bau- und umwelt-

technischen Eignung, vor Ort wiederverwendet 

werden. Ein Abwägungsausfall durch die Nichtbe-

rücksichtigung des Erdmassenausgleichs kann zu ei-

ner Rechtswidrigkeit des Bebauungsplans führen. 

Für nicht verwendbare Aushubmassen sind entspre-

chende Entsorgungsmöglichkeiten einzuplanen. 

Dazu ist gemäß § 3, Abs. 4 LKreiWiG, bei verfah-

renspflichtigen Bauvorhaben mit einem zu erwar-

tenden Anfall von mehr als 500 m³ Bodenaushub, 

verfahrenspflichtigen Abbruchmaßnahmen oder als 

Teilabbruch umfassende verfahrenspflichtige Bau-

maßnahmen, ein Abfallverwertungskonzept vorzu-

legen und durch die zuständige Abfallrechtsbe-

hörde zu prüfen. 

Gemäß § 2, Abs. 4 LKreiWiG sind im Rahmen der 

Vorbildfunktion bei der Ausführung nicht unerheb-

licher Baumaßnahmen der öffentlichen Hand 

- die Bauleistungen so zu planen und auszuschrei-

ben, dass geeignete und güteüberwachte RC-Bau-

stoffe gleichberechtigt mit Baustoffen angeboten 

werden, die auf Basis des Einsatzes von Primärroh-

stoffen hergestellt wurden. 

- Insbesondere als Schüttmaterial, Tragschichtmate-

rial, Zuschlagstoff für RC-Beton, sowie für Verfül-

lungen, Dämme und Wälle sind vorrangig RC-Bau-

stoffe einzusetzen. 

Andernfalls sind die Gründe für eine Nichtberück-

sichtigung von RC-Baustoffe zu nennen. 

Der Aushub soll gemäß den gesetzlichen Vorga-

ben extern verwertet bzw. entsorgt werden oder 

kann bei bautechnischer Eignung bzw. Aufberei-

tung innerhalb des Bauvorhabens wieder einge-

baut werden. Aushub an organischen Böden 

(Tuffsande und Torfe) sind bautechnisch nicht 

verdichtbar und müssen daher extern in einer 

Grube verwertet werden. Gut verdichtbarer Aus-

hub an künstlichen Auffüllungen der bestehen-

den Rampenbauwerke soll vor Ort wiederver-

wertet werden. Für die gesamte Baumaßnahme 

wird ein Boden- und Abfallverwertungskonzept 

erstellt und den zuständigen Behörden frühzeitig 

zur Prüfung vorgelegt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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1.2 Getrenntsammel- und Verwertungspflicht gem. 

GewAbfV 

Gemäß § 8, Abs. 1 GewAbfV sind Bau- und Ab-

bruchabfälle (alle gem. AW 17 ausgenommen Bo-

den 17 05 ..), die technische Machbar- und wirt-

schaftliche Zumutbarkeit vorausgesetzt, nach Stoff-

strömen getrennt zu sammeln und befördern, so-

wie vorrangig der Vorbereitung zur Wiederverwen-

dung oder dem Recycling zuzuführen. 

Darüber hinaus ist gem. § 8, Abs. 3 GewAbfV, bei 

Baumaßnahmen mit einem zu erwartenden Abfall-

volumen ab 10 m³, die getrennte Sammlung, Beför-

derung und Verwertung von Bau- und Abbruchab-

fällen dokumentationspflichtig. 

2. Müllbehälter - Gewerbe-/Wohnbebauunq

2.1 Bemessung Behälter 

Der Bedarf an Rest-, Bio- und Papiermüllbehältern 

(Anzahl bzw. Volumina) ist in Abhängigkeit der 

Nutzung (Wohn- oder Mischgebiet) und Anzahl der 

Bewohner ausreichend zu bemessen. Dies gilt auch 

und insbesondere für bereits bestehende Wohn- 

und Mischgebiete, welche aufgrund eines modifi-

zierten Bebauungsplans eine personelle und dessen 

Nutzung betreffende Erweiterung erfahren. 

2.2 Aufstellort 

Bei der Planung ist darauf zu achten, dass ausrei-

chend und geeignete Stellflächen für die Müllbehäl-

ter zur Verfügung stehen. Eine offene Unterbrin-

gung der Gefäße ist grundsätzlich zu vermeiden 

bzw. unzulässig. Sie sind innerhalb des Geltungsbe-

reichs und auf den jeweilig zugehörigen Grundstü-

cken aufzustellen und möglichst in die Haupt- bzw. 

Nebengebäude zu integrieren. 

2.3 Zugänglichkeit Entsorgungsfahrzeug 

Um eine ungehinderte Anfahrt der Müllfahrzeuge 

an jedes Grundstück zu gewährleisten, sind bei den 

Planungsarbeiten folgende Rahmenbedingungen zu 

berücksichtigen: 

für eine sichere Entsorgungsfahrt müssen beidseits 

des Fahrzeugs mind. 0,5 m Freiraum vorhanden 

sein 

- die Fahrbahnbreite bei Einrichtungsverkehr sollte 

mindestens 3,55 m, bei schmalen Zweirichtungfahr-

bahnen (Begegnungsverkehr) mindestens 4,75 m 

Die Vorgabe zur getrennten Sammlung und Ent-

sorgung bzw. Wiederverwertung von Bau- und 

Abbruchabfällen sowie der Hinweis auf die Do-

kumentationspflicht werden zur Kenntnis ge-

nommen und im Rahmen der Umsetzung be-

rücksichtigt. Für die Bauleitplanung besteht 

keine Relevanz. 

Die Planung umfasst überwiegend Verkehrs- und 

Grünflächen. An der Wohnnutzung in dem auf 

sehr kleiner Fläche festgesetzten Urbanen Gebiet 

ändert sich zunächst nichts, so dass auch keine 

Änderungen an den Müllbehältern erforderlich 

werden. Für die Bauleitplanung ist dieser Punkt 

zudem nicht relevant. Er wird bei baulichen Än-

derungen im Urbanen Gebiet im Rahmen der 

Ausführung berücksichtigt. 

Im Rahmen der Freiflächengestaltungsplanung 

für die geplante Parkanlage wird darauf geach-

tet, dass an hierfür geeigneten Stellen ausrei-

chend Abfallbehälter und Hundetütenspender 

für Parkbesucher aufgestellt werden. Für die 

Bauleitplanung ist dieser Punkt nicht relevant. 

Die Stellungnahme zur Zugänglichkeit für Ent-

sorgungsfahrzeuge wird zur Kenntnis genom-

men. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

sind keine Verkehrsflächen festgesetzt, die der 

Anfahrt an einzelne Grundstücke dienen; viel-

mehr handelt es sich um überörtliche Durch-

gangsstraßen, die in jedem Fall für Müllfahr-

zeuge ausreichend groß bemessen sind. 
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betragen die lichte Durchfahrtshöhe darf 4,50 m 

nicht unterschreiten 

- die geplante Fahrbahn muss so bemessen sein, 

dass sie ein zulässiges Gesamtgewicht des Entsor-

gungsfahrzeuges von mindestens 26 t trägt 

- Ein- und Ausfahrten von Straßen müssen unter 

Berücksichtigung der Schleppkurven der Abfallsam-

melfahrzeuge bemessen sein 

- Das Rückwärtsfahren ist aufgrund des hohen Ge-

fahrenpotenzials für Beschäftigte und Passanten zu 

vermeiden. Um dies zu gewährleisten sind bei Sack-

gassen bzw. Straßen mit Durchfahrtbeschränkung 

auf die Entsorgungsfahrzeuge abgestimmte Wen-

deanlagen einzuplanen 

Sind diese berufsgenossenschaftlichen Vorgaben 

nicht gewährleistet, müssen an erreichbaren, zent-

ralen Standorten alternative Sammelplätze für die 

zu leerenden Müllbehälter eingerichtet werden. 

Quellen: 

- DGUV-Information 214-033 “Sicherheitstechni-

sche Anforderungen an Straßen und Fahrwege für 

die Sammlung von Abfällen“ 

- DGUV-Regel 114-601 "Branche Abfallwirtschaft - 

Teil 1: Abfallsammlung“ 

- RASt 06 “Richtlinie für die Anlage von Stadtstra-

ßen“ 

3. Wertstoffcontainer

3.1 Standort 

Im Zuge einer Baumaßnahme sollten im Baustellen-

bereich stehende Glas- und/oder Altkleidercontai-

ner nach Möglichkeit am Standort erhalten bleiben. 

Wenn dies nicht möglich ist muss ein Alternativsta-

ndort in unmittelbarer Nähe gefunden werden 

3.2 Zugänglichkeit Entsorgungsfahrzeug 

Hierbei gelten neben den unter 2.3 beschriebenen 

Vorgaben zusätzlich einzuhaltende Randbedingun-

gen für Entsorgungsfahrzeuge mit Ladekran: 

zur Entleerung der Glas- und/oder Altkleidercontai-

ner benötigt das Entsorgungsfahrzeug (mit ausge-

fahrenen Stützfüßen) eine AufsteIIbreite von min-

destens 4,20 m damit die Behälter barrierefrei ge-

hoben werden können sind im Schwenkbereich des 

Fahrzeugs das Freihalten von Hindernissen (Hecken, 

Bäume, Mauern, parkende Fahrzeuge etc.) sowie 

Die Hinweise bzw. Vorgaben sind daher im vor-

liegenden Fall nicht relevant. Es erfolgt keine 

Planänderung.  

Die Stellungnahme zur bauzeitlichen Erhaltung 

bzw. Alternativstandort von Containern wird zur 

Kenntnis genommen und im Rahmen die weite-

ren Planungen berücksichtigt. 

Die Stellungnahme zur Zugänglichkeit der Con-

tainer-Standorte für Entsorgungsfahrzeuge wird 

zur Kenntnis genommen. Sie betrifft die Ebene 

der Ausführungsplanung und wird im Rahmen 

der weiteren Erschließungsplanung beachtet. Für 

die Bauleitplanung besteht keine unmittelbare 

Relevanz. 
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ein freier Luftraum von mindestens 9 m zu gewähr-

leisten 

Fuhrpark und Betriebe (Abt IV): 

keine Einwände 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH (SWU), 

Schreiben vom 19.05.2022 (Anlage 8.7) 

der Bebauungsplan wurde von der Stadtwerke 

Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH auf eigene Belange un-

tersucht. Im Grundsatz bestehen keine Einwände 

gegen die Bebauung von Seiten der Stadtwerke 

Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH. 

Allerdings möchten wir Ihnen mitteilen, dass inner-

halb der Flächen des Bebauungsplans Versorgungs-

leitungen der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze 

GmbH für Strom, Glasfaser, Wasser und Erdgas, so-

wie Beleuchtungskabel der Stadt Ulm verlaufen. 

Diese Leitungen müssen im Zuge der Maßnahme 

zur Baufeldfreimachung umverlegt werden. Dazu 

befinden sich die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze 

GmbH bereits in Abstimmung mit der Stadt Ulm. 

Wir bitten Sie dies bei Ihren weiteren Planungen zu 

berücksichtigen. Um weitere Abstimmung und Ein-

beziehung der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze 

GmbH in weitere Schritte Ihrer Planungen möchten 

wir Sie hiermit bitten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Der Stadt ist der Sachverhalt bekannt. Die enge 

Abstimmung zur Leitungskoordination wird in 

Rahmen der weiteren Planungen stattfinden. 

Regierungspräsidium Tübingen, 

Schreiben vom 23.05.2022 (Anlage 8.8) 

Belange der Raumordnung / Bauleitplanung 

Laut den vorgelegten Planunterlagen beabsichtigt 

die Stadt Ulm die Aufstellung des Bebauungsplanes 

„Blaubeurer Tor-Tunnel und Umbau Blaubeurer-

Tor-Kreisel". 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird 

überwiegend als Straßenverkehrsfläche sowie öf-

fentliche Grünfläche festgesetzt. Ein kleiner Bereich 

am östlichen Rand des Geltungsbereichs wird als 

urbanes Gebiet festgesetzt. 

Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe zu-

lässig. Großflächige Einzelhandelsbetriebe werden 

nach Ziff. 1.1.1.2 der textlichen Festsetzungen zum 

Die Schilderung des Status Quo der Planung 

wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Es erfolgt keine Planänderung.  
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Bebauungsplan ausgeschlossen. Eine Einzelhandels-

agglomeration ist aufgrund der geringen Fläche des 

urbanen Gebiets (ca. 477 m²) nicht zu befürchten. 

Aus Sicht des Einzelhandels bestehen keine raum-

ordnungsrechtlichen Bedenken gegen die Planung. 

Fernwärme Ulm (FUG), 

Schreiben vom 23.05.2022 (Anlage 8.9) 

wir weisen darauf hin, dass sich unsere Hauptver-

sorgungsleitung für die Stadt Ulm direkt im Baufeld 

der geplanten Baumaßnahme befindet. 

Es muss gewährleistet bleiben, das diese nicht be-

schädigt wird. 

Wie schon in mehreren Besprechungen mitgeteilt, 

haben wir die Statik des Vortriebsrohres auf die mi-

nimal notwendige Überdeckung prüfen lassen. 

Die notwendige Mindestüberdeckung beträgt 50 

cm. 

Eine Umlegung der FW-leitung ist nicht möglich. 

Der Stadt ist der Sachverhalt bekannt. Die enge 

Abstimmung zur Leitungskoordination wird in 

Rahmen der weiteren Planungen stattfinden.  

Die Bestandsleitung wird entsprechend ge-

schützt. 

Landesamt für Denkmalpflege im Regierungs-

präsidium Stuttgart, 

Schreiben vom 31.05.2022 (Anlage 8.10) 

vielen Dank für die Beteiligung des Landesamtes für 

Denkmalpflege als Träger öffentlicher Belange im 

Rahmen des im Betreff genannten Verfahrens. Be-

reits im Vorfeld der Planung war das Landesamt für 

Denkmalpflege im Jahr 2021 dankenswerterweise 

angehört und um eine fachliche Einschätzung ge-

beten worden. 

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege:

Wie bereits in unserer informellen Stellungnahme 

vom 02.08.2021 dargelegt wird das Vorhaben 

grundsätzlich begrüßt, auf die beigefügte Stellung-

nahme wird verwiesen (siehe Anlage). Dennoch sol-

len hier noch einige Anmerkungen vorgetragen 

werden. 

Das Kulturdenkmal „Blaubeurer Tor" ist Teil der 

Sachgesamtheit Bundes- und Reichsfestung Ulm 

(siehe beigefügten Begründungstext), und genießt 

als Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung ge-

mäß § 28 DSchG auch den so genannten Umge-

bungsschutz. Im Planteil des Bebauungsplanes ist 

das Kulturdenkmal als solches gekennzeichnet und 

Die positive Stellungnahme wird dankend zur 

Kenntnis genommen. Die Anmerkungen werden 

im Folgenden abgewogen. Es erfolgt keine 

Planänderung. 

Der Anregung wird gefolgt. Das Blaubeurer Tor 

als Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung 

wird in der Auflistung ergänzt. 
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in der Anlage 9 (Umweltbelange) wird das Tor auf 

Seite 14 auch als Baudenkmal erwähnt. Wün-

schenswert wäre jedoch eine Ergänzung der auf 

Seite 13 aufgeführten Kulturdenkmale der Archäo-

logie um eben dieses Kulturdenkmal der Bau- und 

Kunstdenkmalpflege, mit Hilfe des beigefügten Be-

gründungstextes. 

Inhaltlich gesehen wird es nach wie vor begrüßt, 

dass das Blaubeurer Tor mit der Umsetzung der Pla-

nung im Vergleich zu heute einen Teil seiner räumli-

chen Wirksamkeit zurückgewinnen wird. Mit der 

von Osten (Dichterviertel) zugänglichen Parkanlage 

um das Tor selbst wird dieses auch für die Öffent-

lichkeit gut erlebbar werden. 

Da mit dem Rückbau des jetzigen Brückenbauwer-

kes über das Tor sowie auch mit der Neugestaltung 

des Parks möglicherweise direkte Maßnahmen am 

denkmalgeschützten Tor verbunden sind, zumin-

dest jedoch Maßnahmen innerhalb der gemäß § 

15/3 DSchG geschützten Umgebung des Tores 

stattfinden werden, wird darauf hingewiesen, dass 

es hierfür denkmalschutzrechtlicher Genehmigun-

gen bedarf. Wir bitten darum, die Maßnahmen im 

baldmöglichst mit der dafür Praktischen Denkmal-

pflege bzw. dem/der zuständige Gebietsreferent/In 

abzustimmen. 

Weitere Anregungen oder Bedenken werden in Be-

zug auf das o. g. Planverfahren nicht vorgetragen. 

2. Archäologische Denkmalpflege:

Grundsätzlich ist auch hier auf die informelle Stel-

lungnahme vom 02.08.2021 zu verweisen, die hier 

noch um die Belange der Feuchtbodenarchäologie 

ergänzt wurde:  

Es sind folgende Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG/ 

Prüffälle mitzuteilen (s. Karte): 

- Werk VI: erhaltene Bauten der Bundesfestung Ulm 

(Kulturdenkmal gemäß § 2 DSchG; Listennr. 169) 

- Werk VI: Courtine und Blaubeurer Tor der Reichs-

festung Ulm (Prüffall; Listennr. 168) 

- Werk VIII: Courtine zum Kienlesberg der Bundes-

festung Ulm (Prüffall; Listennr. 171) 

Dabei handelt es sich insbesondere bei den Archäo-

logischen Kulturdenkmalen gemäß § 2 DSchG, um 

Objekte, deren Erhalt grundsätzlich anzustreben ist. 

Für die als Prüffallflächen ausgewiesenen archäolo-

gische Verdachtsfläche muss der Denkmalbestand 

Die positive Stellungnahme wird dankend zur 

Kenntnis genommen. Es erfolgt keine Planände-

rung.  

Der Hinweis auf die Erforderlichkeit einer denk-

malschutzrechtlichen Genehmigung und einer 

frühzeitigen Abstimmung mit der Praktischen 

Denkmalpflege wird zur Kenntnis genommen. 

Der Stadt ist der Sachverhalt bekannt; entspre-

chende Schritte zur Abstimmung und Beantra-

gung der Genehmigung werden frühzeitig ein-

geleitet. 

Die Ausführungen zu den vorhandenen Boden-

denkmälern und zur Feuchtbodenarchäologie 

werden zur Kenntnis genommen. Zum Teil sind 

sie bereits Bestandteil der Begründung. Die Aus-

sagen zur Feuchtbodenarchäologie werden bei 

der Abarbeitung der Umweltbelange ergänzt. 

Die Hinweise, die für die konkrete Vorhaben-

sumsetzung von Belang sind, werden bei der 

Ausführung der Baumaßnahme berücksichtigt. 

Insbesondere wird die denkmalschutzrechtliche 

Genehmigung frühzeitig beantragt. 



18 

im Einzelfall noch geprüft werden. Durch den östli-

chen Verlauf der in der Machbarkeitsstudie vorge-

stellten Tunnelführung beschränken sich die Ein-

griffe in die Randbereiche der inneren Befestigungs-

relikte. Trotzdem muss vereinzelt mit erhaltenen tie-

fer gegründeten Überresten der abgebrochenen 

Gebäude in Form von hölzernen Substruktionen o-

der partiell auch Fundamentresten gerechnet wer-

den, diese im Vorfeld zu sondieren und ggf. archä-

ologisch zu untersuchen wären.  

Ebenso könnten tiefe Bodeneingriffe Torf- und 

Auesedimente des Blautals betreffen, in diesen Be-

reichen könnten prähistorische Siedlungsreste er-

halten sein, was durch Voruntersuchungen zu klä-

ren wäre. 

Aufgrund der starken Überprägung des Areals wür-

den grundsätzliche Bedenken von Seiten der archä-

ologischen Denkmalpflege jedoch zurückgestellt 

werden. Flächige Baumaßnahmen in bislang nicht 

tiefgreifend gestörten Arealen bedürfen allerdings 

der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung. Kann 

der Erhalt von Kulturdenkmalen im Rahmen einer 

Abwägung konkurrierender Belange nicht erreicht 

werden, können wissenschaftliche Dokumentatio-

nen oder Grabungen (gegebenenfalls zu Lasten und 

auf Kosten von Investoren) notwendig werden. 

Im Einzelfall kann eine abschließende Stellung-

nahme allerdings erst anhand ergänzender Materia-

lien erfolgen, aus denen neben relevanten Daten 

zum Planvorhaben die vorhandenen Störungsflä-

chen und archäologischen Fehlstellen in einem Plan 

ersichtlich werden. 

Geplante Maßnahmen sollten frühzeitig zur Ab-

stimmung bei der Archäologischen Denkmalpflege, 

vertreten durch Herrn Dr. Jonathan Scheschkewitz 

eingereicht werden. 

Wir bitten um nachrichtliche Übernahme der denk-

malpflegerischen Belange in den Bericht zu den 

Vorbereitenden Untersuchungen. 

Industrie- und Handelskammer Ulm 

Schreiben vom 08.06.2022 (Anlage 8.11) 

die Industrie- und Handelskammer Ulm hat im An-

hörungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB zum Ent-

wurf des oben genannten Bebauungsplans - auf 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Die Anregungen werden im Folgenden ab-

gewogen. Es erfolgt keine Planänderung.  
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Grundlage der vorliegenden Unterlagen - nachfol-

gende Anregungen vorzubringen. 

Die IHK Ulm unterstützt die Pläne einer Tunnellö-

sung als Ersatz für die marode Brücke über das 

Blaubeurer Tor. Das gewählte Verfahren bzw. die 

hierzu notwendige Aufstellung des oben genann-

ten Bebauungsplans findet unsere Unterstützung. 

Entsprechend den uns vorliegenden Informationen, 

u.a. aus Gesprächen mit den städt. Planern und der 

in den Unterlagen zum BP-Verfahren beigefügten 

Machbarkeitsstudie Verkehr, ist eine solche Vari-

ante zu bevorzugen. 

Im kommenden Jahrzehnt werden die Brücken der 

innerstädtischen B10/B28 die Stadt Ulm und die Re-

gion vor eine enorme Herausforderung stellen. Auf 

einzelnen Abschnitten der Achse fahren täglich bis 

zu 100.000 Fahrzeuge. Ein zeitnaher Ersatz der Brü-

cken ist im Hinblick auf die enorme Verkehrsbedeu-

tung daher unausweichlich und wichtig. Ein Tunnel 

im Bereich des Blaubeurer Tors bietet aus Sicht der 

IHK Ulm Vorteile. Unter anderem sind die Erreich-

barkeit der Innenstadt sowie die Verkehrsbeziehun-

gen Richtung Norden oder Süden während der 

Bauphasen am besten gewährleistet, da die vorhan-

dene Brücke weiter genutzt werden kann. Auch 

können die Verkehrseinschränkungen während des 

Baus bei dieser Variante im Vergleich zu den ande-

ren reduziert werden. Beim Umbau zu Knotenpunk-

ten, muss jedoch sichergestellt werden, dass die Va-

riante mit Ampelanlagen den Verkehr mindestens 

genauso gut abwickeln kann, wie die bisherige Ver-

kehrsführung. Sie darf zu keinen neuen Engpässen 

im Verkehrsnetz an anderer Stelle in der Stadt füh-

ren. 

Wie auf Seite 49 der Machbarkeitsstudie Verkehr 

dargestellt, ist es zudem unbedingt zu vermeiden, 

dass der max. Rückstau in südliche Richtung eine 

Länge bis zur B 10 einnimmt und damit den Ver-

kehr auf der Bundesstraße in Süd-Nord-Richtung 

negativ beeinflusst. 

Dies soll die Aufweitung der Fahrstreifenanzahl 

etwa 30 m vor dem Teilknotenpunkt auf drei Fahr-

streifen durch mehr Stauraum verhindern. Dennoch 

erfolgt der Hinweis der Gutachter, dass der Rechts-

abbiegestreifen in der nachmittäglichen Spitzen-

stunde tlw. überstaut wird. Aus diesem Grund 

Die positive Stellungnahme wird dankend zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. Dies ist kein Bestandteil des vorliegenden 

Bauleitplanverfahrens. Eine Steuerung der Ver-

kehrsflüsse während der Baumaßnahmen ist fes-

ten Bestandsteil der Planungen einschl. der er-

forderlichen Bauabschnitten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. In der konkretisierenden Planung werden 

Verkehrsmaßnahmen berücksichtigt, die z.B. bei 

Spitzzeiten Stau- und Umfallsituationen eindäm-

men. Mit der jetzigen Planung sind z.B. am Kno-

tenbereich Blaubeurer Tor bereits zwei Fahrstrei-

fen ca. 80m südlich eingesetzt.  
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sollte diese mögliche Auswirkung nochmals detail-

lierter überprüft werden, um hier mögliche künftige 

Stausituationen im Vorfeld auszuschließen. Ggf. 

sind daher zwei Fahrstreifen in der Ausfahrt der 

B10 notwendig. Dies sollte auch vor dem Hinter-

grund möglicher Unfallsituationen in diesem Be-

reich - gerade bei einer einspurigen Verkehrsfüh-

rung - berücksichtigt werden. Bei nur einem Fahr-

streifen in der Ausfahrt der B10 wäre bei Unfallsitu-

ationen eine der Hauptzufahrten zur Innenstadt 

und Blaubeurer Straße blockiert. Dies hätte enorme 

negative Auswirkungen und muss unbedingt ver-

mieden werden (eine Zufahrt zur Innenstadt wäre 

dann nur über die Zinglerstraße und eingeschränkt 

über die Kienlesbergstraße möglich). Bei zwei Fahr-

streifen würde eine solche Situationen entschärft, 

indem der andere Fahrstreifen genutzt werden 

kann. Aus diesem Grund regen wir eine zweispu-

rige Verkehrsführung von der B10 kommend an. 



SUB V- 26.04.2022 
 Nst. 6046 

SUB I 

Bebauungsplan "Blaubeurer-Tor Tunnel und Blaubeurer-Tor Kreisel" 

Naturschutz  
Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren durchgeführt. Dennoch sind die Belange des Umwelt- und 
Naturschutzrechtes zu beachten. 
Wie im Bebauungsplan erwähnt, werden im Rahmen des Tunnelbaus inklusive der dafür 
benötigten Bauflächen Bäume gefällt, die Teil geschützter Landschaftsbestandteile sind. Nach 
§29 BNatSchG ist daher eine entsprechende Ersatzpflanzung zu leisten. Bei der Auswahl der
Arten ist, neben der bereits erwähnten für die Bundesfestung typische Schwarzkiefer, 
entsprechendes Fachpersonal hinzuzuziehen. Zu empfehlen sind heimische Arten; von Eschen 
wird aufgrund des Eschentriebsterbens abgeraten. 
Im Plangebiet einschließlich der Bauflächen muss während des gesamten Vorhabens eine klare 
Abgrenzung (Bauzaun o.ä.) zu den zu erhaltenden Bäumen aufgestellt werden, um den Schutz 
dieser zu gewährleisten. 
Eine weitere Betroffenheit der Belange des Natur- und Artenschutzes muss nach Vorlage eines 
artenschutzrechtlichen Gutachtens nochmals geprüft werden. Dabei ist neben den Grünflächen 
um das Blaubeurer Tor herum, auch das Festungsbauwerk selbst auf das Vorkommen 
gebäudebewohnende Arten zu untersuchen. 

Wasserrecht 
Das Tunnelbauwerk greift in das Grundwasser ein, dafür ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu 
beantragen.  
Die Auswirkungen von Bau und Verbleib des Bauwerks auf die hydrogeologische Situation am 
Standort und auf Dritte sind in einem Gutachten mit einem hydrogeologischen Modell zu 
prüfen. Die Auswirkungen auf die Umgebung sind ggf. durch technische Maßnahmen zu 
minimieren. Die Bauarbeiten sind von einer hydrogeologischen Beweissicherung zu begleiten: 6 
Monate im Vorlauf und mind. 1 Jahr im Nachlauf.  

Der Tunnel muss wasserdicht und auftriebssicher hergestellt werden, eine dauerhafte 
Grundwasserhaltung ist nicht zulassungsfähig. 

Das Straßenoberflächenwasser muss vor Ableitung in ein Gewässer behandelt werden. Die 
Behandlungsanlage(n) benötigen voraussichtliche eine wasserrechtliche Genehmigung - bei 
Einleitung in ein Gewässer ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 

Verbaumaßnahmen und bauzeitliche Wasserhaltungen sind wasserrechtlich zu beantragen. 

Hinweis: 
Es sind keine Altlasten im Vorhabenbereich kartiert. Bereichsweise können trotzdem erhöhte 
Entsorgungskosten entstehen.  

Anlage 8.1 zu GD 301/22
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Anlage 8.3 zu GD 301/22 

Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart

Eisenbahn-Bundesamt, Südendstraße 44, 76135 Karlsruhe 

Stadt Ulm 
Bürgerservice Bauen 
Ulm 

Bearbeitung: Andreas Müller 

Telefon: +49 (721) 1809-142 

Telefax: +49 (721) 1809-9699 

E-Mail: MuellerA@eba.bund.de 

sb1-kar-stg@eba.bund.de 

Internet: www.eisenbahn-bundesamt.de 

Datum: 16.05.2022 

Geschäftszeichen (bitte im Schriftverkehr immer angeben) EVH-Nummer: 256039 

59141-591pt/020-2022#130   

Betreff: WG: Beteiligung der Behörden zum Bebauungsplan "Blaubeurer Tor Tunnel und Blau-

beurer-Tor-Kreisel"  

Bezug: Ihr Schreiben vom 11.05.2022, Az.  

Anlagen: 0 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ihr Schreiben ist am 16.05.2022 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter 

dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentli-

cher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen 

und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 

als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 

die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berüh-

ren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung nicht berührt, da sich der PFA 

2.5 der Neubaustrecke Stuttgart – Ulm nur in räumlicher Nähe befindet. Insofern bestehen keine 

Bedenken. 
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Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbe-

treiberin DB Netz AG Trägerin öffentlicher Belange und als Grundstücksnachbarin über die Deut-

sche Bahn AG, DB Immobilien, Gutschstraße 6 in 76137 Karlsruhe, empfohlen. Denn das Eisen-

bahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber der Eisen-

bahnbetriebsanlagen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Müller
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Liebhardt, Caroline (Stadt Ulm)

Von: Durst, Reiner <Reiner.Durst@polizei.bwl.de> im Auftrag von 

ULM.PP.FEST.E.V <ULM.PP.FEST.E.V@polizei.bwl.de>

Gesendet: Mittwoch, 18. Mai 2022 08:40

An: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm)

Cc: ULM.PP.FEST.E.V.AKTEN

Betreff: [***Mail wurde zurückgehalten - gefährlicher Dateianhang***] WG: 

Beteiligung der Behörden zum Bebauungsplan "Blaubeurer Tor Tunnel und 

Blaubeurer-Tor-Kreisel", hier Stellungnahme des PP Ulm

Anlagen: Stellungnahme.doc

Guten Tag, Frau Liebhardt, 

das PP Ulm nimmt wie folgt Stellung: 

Aus verkehrlicher Sicht: 

Wir begrüßen den Umbau des bisher ringförmigen Knotens, der für viele Verkehrsteilnehmer nicht leicht zu erfassen 

und auch fortlaufend bei den Unfallhäufungsstellen vertreten ist. Die bisherigen Maßnahmen der Unfallkommission 

konnten die diversen Problemstellung nicht umfassend beseitigen, insbesondere nicht an der Einmündung von Neu-

Ulm kommend, die sogar eine Massen-Unfallhäufungsstelle darstellt. Eine Neuplanung mit aufgeteilten und 

signalisierten Knoten ist aus unserer Sicht ein richtiger und dringend notwendiger Schritt. Auch für die bislang 

unterführten Rad- und Fußwege, die an einigen Stellen sehr kurvig und unübersichtlich sind, ergeben sich damit 

erhebliche Verbesserungspotentiale.  

Aus Sicht der Kriminalprävention: 

Bitte öffnen Sie das angefügte Dokument. 

Mit freundlichen Grüßen 

Reiner Durst 

Polizeipräsidium Ulm 

Führungs- und Einsatzstab Einsatz/Verkehr 

Münsterplatz 47 

89073 Ulm 

Tel. 0731/188-2134 

Mail persönlich: reiner.durst@polizei.bwl.de 

Funktionspostfach: ulm.pp.fest.e.v@polizei.bwl.de (Sichtung auch bei meiner Abwesenheit) 

Von: Bürgerservice Bauen (Stadt Ulm) <buergerservice-bauen@ulm.de>  

Gesendet: Montag, 25. April 2022 11:21 

Betreff: Beteiligung der Behörden zum Bebauungsplan "Blaubeurer Tor Tunnel und Blaubeurer-Tor-Kreisel" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Stadt Ulm hat beschlossen, den Bebauungsplan "Blaubeurer Tor Tunnel und Blaubeurer-Tor-Kreisel" 
aufzustellen. Die meixner Stadtentwicklung GmbH hat dazu den Vorentwurf vom 15.03.2022 erarbeitet. 

        Anlage 8.4 zu GD 301/22
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Nach § 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zu unterrichten und zur Äußerung aufzufordern. 
Zweck der Stellungnahme ist, der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt und Baurecht die notwendigen 
Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Ferner soll sie Aufschluss 
über von Ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen und deren 
zeitliche Abwicklung geben, wenn diese für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebietes 
bedeutsam sein können. 

Werden aufgrund der Planung die von Ihnen zu vertretenden öffentliche Belange berührt, bitten wir um Ihre 
Stellungnahme zu dem Vorentwurf bis spätestens 25.05.2022.  
Sollte uns bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme vorliegen, gehen wir davon aus, dass von Ihnen zu 
vertretende Belange durch den Bebauungsplan nicht berührt werden. 
Die Planunterlagen können vom 25.04.2022 bis einschließlich 25.05.2022 im Internet, unter www.ulm.de > 
Leben in Ulm > Bauen & Wohnen > Rund ums Bauen > Bebauungsplan > Frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung, eingesehen werden. 

Freundliche Grüße 

Caroline Liebhardt 

Stadt Ulm 
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht 
Bürgerservice Bauen 
Münchner Straße 2 
Telefon: 0731/161-6999 
Telefax: 0731/161-6130 
mailto: buergerservice-bauen@ulm.de 
http://www.ulm.de 

"Der Umwelt zuliebe: Bitte erst denken - dann drucken" 
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REFERAT PRÄVENTION 
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 Bebauungsplan "Blaubeurer Tor Tunnel und Blaubeurer-Tor-Kreisel" 

Stellungnahme aus kriminalpolizeilicher Sicht  

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sicherheit durch Stadtgestaltung 

„Das Bedürfnis nach öffentlicher Sicherheit zählt zu den Grundbedürfnissen und hat 
für das Wohlbefinden eine große Bedeutung. Das tägliche Erlebnis von 
Verwahrlosung, Vandalismus und Zerstörung kann Angst erzeugen. Daher kommt 
dem Erscheinungsbild im öffentlichen Raum der Städte und Gemeinden und in den 
Siedlungen von Wohnungsgesellschaften ein hoher Stellenwert zu.“ (Herbert 
Schubert, „Sicherheit durch Stadtgestaltung“, 2005) 

Prävention im baulichen Zusammenhang bedeutet, dass eine Strukturierung und 
Gestaltung des sozialen Raumes Risiken und Fehlentwicklungen möglichst 
ausschalten bzw. minimieren sollte. Durch das positive Beeinflussen des 
menschlichen Verhaltens sollen kritische Verhaltensweisen oder Ereignisse 
verhindert, Tatgelegenheiten reduziert und das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Menschen gestärkt werden. 

http://www.polizei-bw.de/
http://www.service-bw.de/
mailto:Klaus.Fensterle@polizei.bwl.de
mailto:Ulm.PP.Ref.Praev@polizei.bwl.de
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In diesem frühen Stadium der Festschreibung des Bebauungsplan "Blaubeurer Tor 

Tunnel und Blaubeurer-Tor-Kreisel" können die Empfehlungen nur in allgemein 

gültiger Form erfolgen. 

Ziel der Kriminalprävention 

Ziel aus kriminalpräventiver Sicht ist, Sicherheit durch Nutzungsvielfalt und -qualität des 

Wohnquartiers zu schaffen. 

So wäre es von Vorteil, wenn im bereits festgelegten allgemeinen Wohngebiet auch auf die 

Ansiedelung von Kleingewerbe (div. Einkaufsmöglichkeiten, Friseur, Büros etc.) hingewirkt 

werden könnte. Gerade diese Nutzungsmischung führt zu einer Belebung dieser Bereiche zu 

den unterschiedlichsten Tageszeiten und fördert daher die subjektive und objektive 

Sicherheit. 

In der Nähe befindliche Schulen, Tageseinrichtungen für Kinder, Einkaufsmöglichkeiten und 

auch Arztpraxen dienen nicht nur der wohnortnahen Versorgung mit dem täglich 

Notwendigen, sie minimieren auch den Mobilitätszwang. Weiterhin werden hierdurch 

Familienarbeit und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf besser ermöglicht. Auch die 

eigenständige Lebensführung gerade der älteren Menschen mit ihrem oft eingeschränkten 

Mobilitätsradius wird durch die Nutzungsvielfalt positiv beeinflusst. All diese wohnortnahen 

Treffpunkte für Jung und Alt tragen zum Abbau der Anonymität bei.  

Studien belegen, dass Anonymität zu einer höheren Kriminalitätsbelastung führt, da das 

Entdeckungsrisiko für Straftäter minimiert wird. 

Quartiergestaltung 

Bestimmte Wohnungstypen wie z.B. Mehrpersonenhaus-halte, Seniorenwohnungen oder 

Einfamilienhäuser mit Einliegerwohnung garantieren die Anwesenheit von Menschen und 

fördern eine altersgemischte Siedlungsstruktur. Wohngebiete mit unterschiedlichen 

Wohnungsgrößen ermöglichen z.B. bei Veränderung der Haushaltsgröße ein Verbleiben in 

dem Gebiet. Soziale Infrastrukturangebote wie z.B. Kindergärten, Schulen und 

Kinderspielplätze sind nur dann langfristig tragfähige Angebote, wenn Kinder im Wohngebiet 

heranwachsen. 

Gerade bei der Zielgruppe „jüngere Familie“ sollte unbedingt ein Spielplatz im Wohngebiet 
vorgesehen werden. Hierbei ist der Standort so zu wählen, dass dieser gefahrlos von den 

Kindern erreicht werden und von angrenzenden Wohnhäusern gut eingesehen werden kann. 

Die Beaufsichtigung der Kinder wird somit erleichtert, ohne dass sich ständig eine 

Begleitperson auf dem Spielplatz aufhalten muss.  
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Weiterhin ist eine hofbildende Bauweise (z.B. um eine Wendeanlage oder eine 

Gemeinschaftsfläche) zu bevorzugen. Diese Bauweise ermöglicht soziale Kontrolle und 

schafft sichere Aufenthaltsorte u.a. für Kinder. Die damit verbundene höhere Baudichte 

fördert auch einen höheren Auslastungsgrad und damit die Wirtschaftlichkeit des ÖPNV. 

Bei einer offenen Bauweise ist bei der Gestaltung darauf zu achten, dass die Rückseite des 

Hauses für Fremde schwer zugänglich ist. Eine Alternative zu hohen Hecken bzw. Mauern 

sind dichte Hecken mit stacheligen bzw. dornigen Büschen. 

Generell sollten Innenhöfen/Hauseingängen so gestaltet werden, dass keine dunklen 

Ecken/Winkel entstehen, in denen sich Einbrecher verstecken können. Angsträume sollten 

durch planerische Maßnahmen (Ausleuchtung) vermieden werden. 

Freiflächen 

Die Gestaltung der Außenanlagen und Freiflächen spielt aus Sicht der 
Kriminalprävention eine große Rolle. Wenn diese von den Bewohnern 
„angenommen“ werden, sorgt dies für eine Belebung der Bereiche und somit für 
eine soziale Kontrolle dieser. Daher sollte großer Wert auf die Außengestaltung 
gelegt werden und Mobiliar sowie Kinderspielmöglichkeiten als Treffpunkte und 
Gemeinschaftsflächen eingeplant werden. Die (informelle) soziale Kontrolle mindert 
wesentlich die Tatgelegenheiten in diesen Bereichen. 

Die Bepflanzung sollte dem Freibereich Struktur geben, jedoch keine 
unübersichtlichen Nischen schaffen. Hecken- und Strauchbepflanzung sollte klein 
gehalten werden, um die Übersichtlichkeit des Bereichs zu gewährleisten. Auf eine 
ausreichende Beleuchtung ist zu achten. 

Im Hinblick auf mögliche Gefährdungsszenarien ist anzudenken, dass eine 
ungehinderte Zufahrt zum Innenbereich / -hof vom Quartier ggf. durch Stufen, Poller 
oder auch Bäume erschwert werden kann. 

Öffentliche Anbindung 

Auch sind eine frühzeitige ÖPNV-Anbindung sowie die Positionierung der Haltestellen 
in Hörweite und Sichtweite der Bebauung anzustreben. Die Nähe zur Wohnbebauung 
erhöht die objektive und subjektive Sicherheit. 

Straßen, die als Treffpunkt und Aufenthaltsraum gestaltet sind, werden von 
Passanten eher und stärker angenommen. Ausreichend breite Gehwege ermöglichen 
ein kurzes Gespräch mit dem Nachbarn ohne Behinderung Dritter und erleichtern die 
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Begleitung von Kindern. Bänke auf den Wegen zu den Läden des täglichen Bedarfs 
oder anderen Einrichtungen erhöhen die Mobilität älterer oder behinderter Menschen. 
Anwohner fühlen sich für ihre Straße eher verantwortlich. 

Technische Sicherung 

Eine sehr wichtige Rolle spielt die technische Sicherung der Gebäude. Denn 
besonders die Zahl der Wohnungseinbrüche beeinflusst das allgemeine 
Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger nachhaltig negativ. Ein 
Wohnungseinbruch hinterlässt nicht nur bei den Betroffenen seine Spuren, sondern 
kann das Sicherheitsgefühl des ganzen Wohngebietes beeinträchtigen. Mit 
Sicherungstechnik kann präventiv dem Wohnungseinbruch entgegen gewirkt werden. 
Wenn die Sicherungstechnik von Anfang an in der Planung berücksichtigt wird, ist 
dies billiger und effektiver als im Nachhinein nachzurüsten.  

Die kriminalpolizeiliche Beratungsstelle des Polizeipräsidiums Ulm ist gerne bereit die 
Architekten/Bauträger/Bauherren kostenlos und unverbindlich bzgl. eines 
individuellen Sicherungskonzeptes zu beraten.  

Mit freundlichen Grüßen 

Klaus Fensterle 
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8. Juni 2022

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Blaubeurer-Tor-Tunnel und Umbau 
Blaubeurer-Tor-Kreisel“ 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Industrie- und Handelskammer Ulm hat im Anhörungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 
zum Entwurf des oben genannten Bebauungsplans - auf Grundlage der vorliegenden 
Unterlagen - nachfolgende Anregungen vorzubringen. 

Die IHK Ulm unterstützt die Pläne einer Tunnellösung als Ersatz für die marode Brücke über 
das Blaubeurer Tor. Das gewählte Verfahren bzw. die hierzu notwendige Aufstellung des 
oben genannten Bebauungsplans findet unsere Unterstützung.  

Entsprechend den uns vorliegenden Informationen, u.a. aus Gesprächen mit den städt. 
Planern und der in den Unterlagen zum BP-Verfahren beigefügten Machbarkeitsstudie 
Verkehr, ist eine solche Variante zu bevorzugen.  

Im kommenden Jahrzehnt werden die Brücken der innerstädtischen B10/B28 die Stadt Ulm 
und die Region vor eine enorme Herausforderung stellen. Auf einzelnen Abschnitten der 
Achse fahren täglich bis zu 100.000 Fahrzeuge. Ein zeitnaher Ersatz der Brücken ist im 
Hinblick auf die enorme Verkehrsbedeutung daher unausweichlich und wichtig. Ein Tunnel 
im Bereich des Blaubeurer Tors bietet aus Sicht der IHK Ulm Vorteile. Unter anderem sind 
die Erreichbarkeit der Innenstadt sowie die Verkehrsbeziehungen Richtung Norden oder 
Süden während der Bauphasen am besten gewährleistet, da die vorhandene Brücke weiter 
genutzt werden kann. Auch können die Verkehrseinschränkungen während des Baus bei 
dieser Variante im Vergleich zu den anderen reduziert werden. Beim Umbau zu Knotenpunk-
ten, muss jedoch sichergestellt werden, dass die Variante mit Ampelanlagen den Verkehr 
mindestens genauso gut abwickeln kann, wie die bisherige Verkehrsführung. Sie darf zu 
keinen neuen Engpässen im Verkehrsnetz an anderer Stelle in der Stadt führen. 

Wie auf Seite 49 der Machbarkeitsstudie Verkehr dargestellt, ist es zudem unbedingt zu 
vermeiden, dass der max. Rückstau in südliche Richtung eine Länge bis zur B 10 einnimmt 
und damit den Verkehr auf der Bundesstraße in Süd-Nord-Richtung negativ beeinflusst.  

… 
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Dies soll die Aufweitung der Fahrstreifenanzahl etwa 30 m vor dem Teilknotenpunkt auf drei 
Fahrstreifen durch mehr Stauraum verhindern. Dennoch erfolgt der Hinweis der Gutachter, 
dass der Rechtsabbiegestreifen in der nachmittäglichen Spitzenstunde tlw. überstaut wird. 
Aus diesem Grund sollte diese mögliche Auswirkung nochmals detaillierter überprüft werden, 
um hier mögliche künftige Stausituationen im Vorfeld auszuschließen. Ggf. sind daher zwei 
Fahrstreifen in der Ausfahrt der B10 notwendig. Dies sollte auch vor dem Hintergrund mögli-
cher Unfallsituationen in diesem Bereich – gerade bei einer einspurigen Verkehrsführung - 
berücksichtigt werden. Bei nur einem Fahrstreifen in der Ausfahrt der B10 wäre bei Unfallsi-
tuationen eine der Hauptzufahrten zur Innenstadt und Blaubeurer Straße blockiert. Dies hätte 
enorme negative Auswirkungen und muss unbedingt vermieden werden (eine Zufahrt zur 
Innenstadt wäre dann nur über die Zinglerstraße und eingeschränkt über die Kienlesberg-
straße möglich). Bei zwei Fahrstreifen würde eine solche Situationen entschärft, indem der 
andere Fahrstreifen genutzt werden kann. Aus diesem Grund regen wir eine zweispurige 
Verkehrsführung von der B10 kommend an.    

Wichtig erscheint uns zudem die Klärung der Anbindung der Schillerstraße bzw. des 
„Dichterviertels“ an und von der B 10, gerade auch vor dem Hintergrund der stetigen 
Nachverdichtung sowie eines möglichen Parkhauses in diesem Bereich. Hierzu sind in den 
beigefügten Unterlagen und der Machbarkeitsstudie Verkehr keine Informationen dargestellt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Simon Pflüger 
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Das Grundwasser könnte evtl. mit PAK und/oder CKW belastet sein, sodass vor Ableitung in 
einen Kanal bzw. Gewässer eine Aufbereitung, z. B. über Aktivkohle erforderlich sein könnte. 

Aus dem Aufgabenbereich Bodenschutz und Altlasten, Arbeits- und Umweltschutz werden 
keine Einwendungen erhoben. 

I. A. 

Dr. Bühler 
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